Unternehmensteuer-Reform 2008

Die Unternehmenssteuerreform 2008 hält umfangreiche Veränderungen für Unternehmen in Deutschland bereit. Das entsprechende Gesetzgebungsverfahren soll bereits bis zur Sommerpause abgeschlossen sein. Der vom Bundestag am 25. Mai 2007 gebilligte Gesetzesentwurf sieht dabei u. a. folgende Änderungen vor:

Körperschaftsteuersatz

Der Körperschaftsteuersatz soll von z. Z. 25% auf 15% gesenkt werden. Ziel ist es, die steuerliche Gesamtbelastung (Körper​schaftsteuer und Gewerbesteuer) der Unternehmen unter 30% zu senken.

Nicht entnommene Gewinne

Nicht entnommene Gewinne sollen bei bilanzierenden Einzelunternehmern oder Personengesellschaften zukünftig begünstigt besteuert werden.

Werden Gewinne nicht sofort aus dem Unternehmen entnommen, sollen sie lediglich mit einem Steuersatz vom 28,25% belegt werden. Mit dieser Änderung wird auf die Gleichstellung von Einzelunternehmen und Personengesellschaften mit den Kapitalgesellschaften abgezielt. 

Gewinne die in späteren Jahren entnommen werden, müssen jedoch mit 25% noch einmal versteuert werden. 

Die Steuerbelastung wäre dann insgesamt höher, als bei Sofortentnahme. Damit ergeben sich nur Vorteile bei Hochverdienern, die ihre Gewinne dauerhaft „stehen lassen“ und den Zinseffekt nutzen können.

Für die meisten Kleinunternehmen läuft die Reform in diesem Punkt also zwangsläufig ins leere.

Gewerbesteuer

Die Gewerbesteuer soll nicht mehr als Betriebsausgabe abzugsfähig sein.

Im Gegenzug ist angedacht, die Anrechenbarkeit auf die persönliche Einkommensteuer zu erhöhen. Die Berechnung der Gewerbesteuer soll sich ebenfalls verändern. Der Staffeltarif wird abgeschafft und gegen eine Steuermesszahl i. H. v. 3,5% ersetzt. Beim Staffeltarif war die Steuermesszahl von der Höhe des Gewerbeertrag abhängig. Jetzt soll sie einheitlich sein. Des Weiteren ist geplant, die Bemessungsgrundlage für die Gewerbesteuer zu verbreitern. Die sogenannten Hinzurechnungen sollen zu diesem Zweck erweitert werden. Durch die Schaffung eines Freibetrages bei den Hinzurechnungen i. H. v. 100.000 EUR wird dies aber teilweise kompensiert. Das kann bei kleineren und mittleren Unternehmen sogar zu einer Steuerminderung führen.

Eine Ausweitung der Gewerbesteuer auf die Freiberufler ist derzeit jedoch noch nicht im Gespräch.

Sofortabschreibung

Die Sofortabschreibung von geringwertigen Wirtschaftsgütern (GWGs) soll modifiziert werden.

Eine Sofortabschreibung wäre dann nur noch für Wirtschaftsgüter bis 150 EUR möglich. Für Anschaffungen zwischen 150 EUR und 1.000 EUR ist eine Sammlung der Beträge vorgesehen („Poolbewertung“). Dieser „Pool“ wird dann pauschal über 5 Jahre abgeschrieben. 

Ob diese Regelungen zu der angestrebten Bürokratieerleichterung führt, ist auf jeden Fall fraglich.

Zusätzlich plant der Gesetzgeber die degressive AfA als Sonderregelung abzuschaffen.

Ansparabschreibung

Die Ansparabschreibung („§ 7g-Rücklage“) soll durch Änderungen einfacher werden.

Kleinere und mittlere Unternehmen mit Betriebsvermögen unter 235.000 EUR (1 00.000 EUR bei Einnahmeüberschussrech​nern) dürfen dann 40% (max. 200.000 EUR) einer geplanten Investition vorab gewinnmindernd abziehen („Investitions​abzugsbetrag“). Neuerdings soll das für alle Wirtschaftgüter, also neue und gebrauchte, gelten. Die Anschaffung/Herstellung hat, innerhalb von drei Jahren nach der Bildung der Rücklage zu erfolgen. Die Nutzung des Wirtschaftsgutes muss jedoch zu mehr als 90% betrieblich sein, ansonsten wird die Rücklage rückwirkend dem Gewinn wieder hinzuge​rechnet.

Sonderabschreibungen

Sonderabschreibungen sollen zusätzlich, aber auch unabhängig, von der Ansparabschreibung in Anspruch genommen werden können.

Jedoch nur im Jahr der Anschaffung/Herstellung des Wirtschaftsgutes und in den vier folgenden Jahren. Die Sonderabschreibung kann bis zu 20% der Anschaffungskosten/Herstellungskosten betragen. Sie unterliegt den selben Voraussetzungen wie die bisherige Ansparabschreibung. Unabhängig davon bleibt der Anspruch auf die „normale“ AfA bestehen. Sie kann extra abgezogen werden.

Zinsschranke

Die Zinsschranke soll zukünftig den Abzug von Zinsaufwendungen begrenzen, wenn die Zinsaufwendungen die Zins​erträge um mehr als 1 Million EUR überschreitet.

Aufgrund dieser hohen Freigrenze hat die neue Regelung trotz der großen öffentlichen Diskussion für die meisten klei​neren und mittleren Unternehmen keine Auswirkung.

Abgeltungssteuer

Ab dem 01. Januar 2009 sollen alle Kapitalerträge (z. B. Zinsen, Dividenden) im privaten Bereich einheitlich mit 25%, der sogenannten Abgeltungssteuer, besteuert werden.

Das gilt auch für Kursgewinne aus Aktiengeschäften und den Verkauf von Kleinst-GmbH-Anteilen (Beteiligung < 1%). Die Besteuerung erfolgt direkt bei der Bank. Die Angabe der Zinsen in der Steuererklärung wird damit grundsätzlich überflüssig. Liegt der persönliche Steuersatz unter 25% oder sind Freibeträge nicht abgezogen worden, können diese beim Finanzamt durch Einreichen einer Steuererklärung geltend gemacht werden. Einen Abzug von tatsächlichen Werbungskosten wird es durch die Abgeltungssteuer nicht mehr geben. Stattdessen wird ein Pauschbetrag von 801 EUR für Ledige und 1.602 EUR für Verheiratete abgezogen.

Teileinkünfteverfahren

Teileinkünfteverfahren nennt sich zukünftig die Besteuerung der Kapitalerträge von Unternehmen.

Denn für sie soll die Abgeltungssteuer nicht gelten. Das Teileinkünfteverfahren erklärt 60% der Kapitalerträge als steuer​pflichtig. Der Abzug von tatsächlichen Werbungskosten ist zu ebenfalls 60% möglich.

Mantelkaufregelung

Die Mantelkaufregelung schränkt den Abzug von Verlustvorträgen bei Anteilsübertragungen ein.

Werden zukünftig zwischen 25% und 50% der Anteile an einer Gesellschaft übertragen, soll es zu einem anteiligen Untergang der Verlustvorträge kommen. Bei Übertragungen von mehr als 50% käme es sogar zu einem Totalverlust der Vorträge, wenn die Übertragungen innerhalb von 5 Jahren stattgefunden haben. Auf die bisher noch erforderlichen wirt​schaftlichen Veränderungen innerhalb der Kapitalgesellschaft wird es damit nicht mehr ankommen.

Beispiel:

Ein Vater überträgt 30% der Anteile seiner GmbH auf seinen Sohn. Damit werden bereits 30% der Verlustvorträge der GmbH gestrichen. Überträgt er 2 Jahre später beispielsweise die restlichen 70%, so sollen alle Verlustvorträge verloren gehen.

Ob alle o. g. Gesetzesänderungen tatsächlich umgesetzt werden, bleibt abzuwarten. Wir werden Sie selbstverständlich weiter auf dem Laufenden halten

Unternehmensteuerreform 2008

oder den Großen gibt man – die Kleinen können sehen wo sie bleiben
Mit viel Getöse hat Bundesfinanzminister Steinbrück (SPD) die Unternehmensteuerreform am 25.05.2007 durch den Bundestag gebracht.

Wie schon Steuerreformen zuvor, soll auch dieses Machwerk durch massive Steuersenkungen für die Kapitalgesellschaften den Standort Deutschland nach vorne bringen, für Investoren interessant machen und damit zu Wachstum und Beschäftigung beitragen.

Ob diese Versprechungen sich dieses mal nicht als heiße Luft entpuppen bleibt abzuwarten.

Obwohl einige Berufsgruppen dürften mit Sicherheit einen Beschäftigungsimpuls erfahren – nämlich alle die, die die Unternehmen und Bürger bei der Erfüllung lästiger Bürokratiepflichten unterstützen.

Denn die Unternehmensteuerreform schafft sage und schreibe 40 neue Informationspflichten. Da rede noch einer von Bürokratieabbau.

Völlig auf der Strecke bleiben die kleinen und mittleren Unternehmen. Sie werden von den neuen Steuerregeln nur wenig oder gar nicht profitieren. Dafür, daß diese Unternehmen die Hauptlast bei der Berufsausbildung und überhaupt für unsere Volkswirtschaft tragen ein reichlich mageres Ergebnis.

Da stimmt es wenig tröstlich, daß sie druch die neuen Steuerregeln voraussichtlich auch nur wenig geschädigt werden.

Wirkliche Reformschritte, wie der Umbau der Kommunalfinanzierung und die Abschaffung der Gewerbesteuer wurden wieder nicht angegangen. Statt dessen entpuppt sich die Gewerbesteuer immer mehr als eine zweite Ertragsteuer. 

Insgesamt begünstigt die Unternehmensteuerreform 2008 einseitig die großen Konzerne und die Spitzenverdiener unter den großen Mittelständlern. Die breite Masse aber geht leer aus.

Den Großen gibt man – die Kleinen können sehen wo sie bleiben.

G. Beck, OWUS-Thüringen e. V.




